
Aufruf an die Soldatinnen und Soldaten der Panzerbrigade 21 (Augustdorf) 

 

Verweigern Sie den Kriegseinsatz  
in Afghanistan! 

 
Quick-Reaction-Force der Bundeswehr ab Juli 

2008 in Afghanistan 
 
Im Frühjahr 2008 hat die Bundesregierung beschlossen, ab Mitte 
2008 eine „Quick Reaction Force“ nach Afghanistan zu entsen-
den. Diese Truppe soll im Kern von der Panzerbrigade 21, also 
von Ihnen, gestellt werden. Die Bundesrepublik unterstützt mit 
dieser Entscheidung noch stärker als bisher einen desaströsen 
Krieg, in dem bereits zahllose Menschen getötet worden sind. 
 

Ihr Gewissen ist gefragt 
 
Eine große Mehrheit der bundesdeutschen Bevölkerung lehnt 
diesen völkerrechtlich höchst   umstrittenen Krieg ab. Auch im 
Parlament nimmt bei den jährlichen Abstimmungen die Zahl der 
Abgeordneten, die die Kriegsmandate ablehnen, kontinuierlich 
zu. Eine politische Entscheidung gegen diesen Krieg ist überfäl-
lig. Deshalb setzen wir, die Unterzeichnenden dieses Aufrufs, 
uns dafür ein, dass die Bundeswehreinsätze bei der nächsten 
Abstimmung im Oktober / November 2008  vom Bundestag 
nicht mehr verlängert werden.  
 
Wir appellieren in dieser Situation auch direkt an Sie als konkret 
betroffene Soldatinnen und  Soldaten, sich diesem Krieg zu 
verweigern! Sie sollten vor jedem Einsatz prüfen, ob das von 
Ihnen verlangte Handeln mit Ihrem Gewissen in Einklang steht. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat im Juni 2005 einen degra-
dierten Major, der dienstliche Befehle im Zusammenhang mit 
dem Irak-Krieg verweigert hatte, rehabilitiert und grundsätzlich 
bestätigt, dass jede Soldatin / jeder Soldat das Recht auf eine 
eigene Gewissensentscheidung gemäß Artikel 4 Absatz 1 Grund-
gesetz hat, auch wenn sie / er generell kein Kriegsdienstverwei-
gerer ist (BVerwG 2 WD 12.04). Im Falle der Ablehnung eines 
Einsatzes aus Gewissensgründen muss der Soldatin / dem Solda-
ten eine Einsatzalternative angeboten werden. 
 

ISAF ist Bestandteil der Gesamtstrategie im völ-

kerrechtswidrigen Afghanistan-Krieg 
 

Die Operation Enduring Freedom (OEF) wurde unter Füh-
rung der USA am 7.10.2001 als Reaktion auf die Anschläge vom 
11.9.2001 begonnen. Diese „Operation“ ist der zentrale Bestand-
teil des von den USA unbegrenzt ausgerufenen weltweiten 
„Krieges gegen den Terror“.  
 
Doch dieser Krieg ist in mehrfacher Hinsicht völkerrechtswidrig: 
 
1. Die von der UN-Charta definierten Bedingungen für den Fall 
der kollektiven Selbstverteidigung sind nicht erfüllt: Es war von 
Anfang an umstritten, ob die Anschläge vom 11.9. überhaupt als 
kriegerische Akte im völkerrechtlichen Sinne gewertet werden 
können. Auf jeden Fall gilt, dass die USA gegenwärtig keinem 
kriegerischen Angriff eines anderen Staates ausgesetzt sind, 
gegen den sie sich militärisch verteidigen dürften. Außerdem hat 
die UN selbst Maßnahmen gegen den internationalen Terroris-
mus ergriffen, womit das Recht einzelner Staaten auf Selbstver-
teidigung erlischt. 
 
2. Kriegseinsätze und Art der Kriegführung stehen in Gegensatz 
zu den Genfer Konventionen: Gefangene werden in Folterlagern 
interniert; gezielte Tötungen und Flächenbombardements gehö-
ren zur Kriegsstrategie; die unverhältnismäßige Kriegführung 
nimmt auf Zivilisten keine Rücksicht; Splitterbomben und uran-
haltige Munition kommen zum Einsatz. 
 

Auch NATO und Bundeswehr beteiligen sich an diesem völker- 
und grundgesetzwidrigen Krieg: Die NATO hat am 12.9.2001 
den Bündnisfall festgestellt und diesen bis heute nicht für been-
det erklärt. Die Bundesregierung unterstützt den Krieg u.a. mit 
dem KSK und der Weitergabe von Zieldaten durch Tornado-
Flugeinsätze. US-Verteidigungsminister Gates sprach bei der 
Münchener Sicherheitskonferenz Klartext, als er deutsche Bo-
dentruppen für den Süden forderte: Es handele sich um den 
ersten Bodenkrieg in der Geschichte der NATO. 
 
Die ISAF-Mission, ursprünglich von der UN beauftragt, wird 
immer noch als „Schutztruppe“ verharmlost. Sie wird jedoch 
inzwischen von der NATO geführt und ist in die Gesamtkriegs-
strategie eng eingebunden. ISAF muss deshalb als Beihilfe zum 
OEF-Krieg in Afghanistan gewertet werden und ist damit eben-
falls völker- und grundgesetzwidrig. Spätestens seit der Man-
datsausweitung von ISAF auf ganz Afghanistan und der Einbe-
ziehung der Bekämpfung „Aufständischer“ in das Mandat kann 
man nicht mehr von einer OEF-unabhängigen Stabilisierungs-
mission sprechen. Die Unterscheidung ist inzwischen ein künst-
liches Konstrukt, das in der europäischen Öffentlichkeit den 
Krieg akzeptabel erscheinen lassen soll. Real kämpfen beide 
Truppen Hand in Hand; die Kommandostrukturen sind eng 
aufeinander abgestimmt und überschneiden sich zum Teil direkt. 
Die ISAF zugeordnete Quick Reaction Force selbst wird auch zu 
Kampfeinsätzen benötigt, wie der Einsatz von Harakate Yolo II 
im Herbst 2007 bewiesen hat. Damit werden durch die QRF die 
kriegerische Komponente in ISAF und die direkte Verbindung 
zu OEF verstärkt.  
 

Afghanistan steht am Abgrund – Alternativen 

sind möglich 
 
Der 2001 begonnene „Krieg gegen den Terror“ ist untauglich. Er 
ist gescheitert und wird selbst zum Terror, der immer neuen 
Terrorismus gebiert. In Afghanistan dreht sich die Gewaltspirale 
nach oben, die Taliban erstarken, terroristische Anschläge neh-
men zu. Hilfsorganisationen sehen durch die Militärpräsenz ihre 
Aufbauprojekte mehr gefährdet als geschützt. Während sich die 
Lage der Zivilbevölkerung verschlimmert, bestimmen Warlords 
und Drogenbarone das Geschehen. Alternativen sind längst 
ausgearbeitet: Truppenreduzierungen bis zum vollständigen 
Abzug und parallele Verhandlungen mit allen am Konflikt betei-
ligten regional relevanten Gruppen, eine massive Förderung 
ziviler Projekte und umfassende Wirtschaftshilfe, die Einrich-
tung einer regionalen Konferenz für Sicherheit, Zusammenarbeit 
und Entwicklung. Es mangelt jedoch am politischen Willen, 
diese Alternativen umzusetzen. Sie werden vor allem von den 
USA blockiert, die mit dem Krieg geostrategische Interessen wie 
die Einrichtung einer dauerhaften Militärpräsenz in der Region 
und die Absicherung von Ressourcenzugängen bzw. Transport-
wegen zur Rohstoffversorgung verfolgen.  
 

Soldatinnen und Soldaten können diesen 

Kriegseinsatz verweigern 
 
Als Soldatinnen und Soldaten der QRF müssen Sie selbst prüfen, 
ob Sie sich an diesem rechtswidrigen Krieg beteiligen wollen. 
Sie haben Ihren Eid / Ihr Gelöbnis nur für Einsätze abgelegt, die 
der Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland dienen. Wer 
darüber hinaus Auslandseinsätze befürwortet, darf sich nicht von 
der Propaganda-Lüge „humanitärer Interventionen“ täuschen 
lassen. Sie müssen die Legitimität eines jeden Kriegseinsatzes 
genau prüfen. Von Seiten der Friedensforschung und der Kir-
chen werden für eine solche Prüfung meist folgende Gesichts-



punkte genannt: gerechter Grund, gerechte Absicht, Aussicht auf 
Erfolg, Übereinstimmung mit dem Völkerrecht, Schonung von 
Zivilisten, keine unverhältnismäßigen Einsätze, Schadensmini-
mierung. Ihre Gewissensprüfung kann sich an diesen Kriterien 
orientieren. Unserer Meinung nach sind alle diese Kriterien im 
Afghanistan-Krieg nicht erfüllt. 
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem wegweisenden 
Urteil vom 21.6.2005 festgestellt: Bereits aus dem Wortlaut der 

Grundregelung zur Gehorsamspflicht eines Soldaten in § 11 Abs. 

1 S. 2 SG (Soldatengesetz) ergibt sich, dass ein Soldat einen ihm 

erteilten Befehl „gewissenhaft“ (nach besten Kräften vollständig 

und unverzüglich) auszuführen hat. (...) Vom Soldaten verlangt 

wird also keine „gewissen-lose“, sondern eine „gewissen-hafte“ 

Ausführung eines Befehls. Dies bedeutet, dass ein Soldat inso-

weit mit aller ihm möglichen Sorgfalt und Verantwortung vorzu-

gehen und sich entsprechend zu verhalten hat. Ein „unbeding-

ter“ oder „bedingungsloser“ Gehorsam ist mit diesem normati-

ven Imperativ nicht vereinbar. Gefordert ist vielmehr ein „mit-

denkender“ (...) und insbesondere die Folgen der Ausführung 

des Befehls – gerade auch im Hinblick auf die Schranken des 

geltenden Rechts und die ethischen „Grenzmarken“ des eigenen 

Gewissens – „bedenkender“ Gehorsam. (BVerwG 21.6.2005, 
4.1.3.1.1) 
 

Wir appellieren daher an Sie: Folgen Sie nicht 

bedenkenlos den Ihnen erteilten Befehlen, son-

dern prüfen Sie Ihr Gewissen! 
 
Eine Entscheidung gegen die eigene Truppe zu fällen, ist auch 
psychisch nicht leicht zu verkraften. Teilen Sie Ihre Bedenken 
oder Ihre Entscheidung gegen eine Kriegsteilnahme rechtzeitig 
Ihren Vorgesetzten mit. Wenn Sie Unterstützung oder rechtliche 
Beratung suchen, nehmen Sie bitte Kontakt zu uns auf. 
  

Dieser Aufruf richtet sich nicht nur an die in Au-

gustdorf stationierten Soldatinnen und Soldaten, 

sondern an alle Soldatinnen und Soldaten der 

Bundeswehr, die Unterstützungsleistungen für 

den Afghanistan-Krieg erbringen. 

 
 
Organisationen: Aachener Friedenspreis e.V.; Arbeitsgemeinschaften Solidarische Kirche Westfalen und Lippe, Detmold; Attac-AG Globalisierung und 
Krieg, Frankfurt; Bonner Friedensbündnis; Bund für Soziale Verteidigung, Minden; Connection e.V., Offenbach; Deutsche Friedensgesellschaft – Verei-
nigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK), Gruppe Frankfurt; DFG-VK Landesverband NRW, Dortmund; Friedensbüro Göttingen; Friedensinitiative 
Köln Sülz-Klettenberg; Friedenskreis an der Anne-Frank-Gesamtschule Havixbeck; Heidelberger Friedensratschlag; Hendrik-Kraemer-Haus / Niederlän-
dische Ökum. Gemeinde; Flüchtlingsbegleit- und Friedensgruppe Herford; IALANA (International Association Of Lawyers Against Nuclear Arms) – 
Deutsche Sektion, Marburg; Informationsstelle Militarisierung (IMI), Tübingen; Internationaler Versöhnungsbund – Deutscher Zweig, Minden; Komitee 
für Grundrechte und Demokratie, Köln; Kooperation für den Frieden, Bonn; Lebenshaus Schwäbische Alb, Gammertingen; Mönchengladbacher Frie-
densforum; Netzwerk Friedenssteuer, München; Ökumenischer Friedensgebetskreis, Detmold; Pädagoginnen und Pädagogen für den Frieden (PPF), 
Siegen; Pax Christi Bistumsstelle Paderborn; Pax Christi Gruppe Bonn; Pax Christi Gruppe Frankfurt; Pax Christi Gruppe Lippe/Detmold 
 
Personen: Erdmuthe Arnold, Frankfurt; Dr. Annette Bänsch-Richter-Hansen, Wiesbaden; Pfarrer Bendix Balke, Horn-Bad Meinberg; Siegfried Bau-
meister, Duisburg; Ewald Biedenbach, Kaufungen; Dr. Rotraut Bieg-Brentzel, Berlin; Prof. Dr. Hanne-Margret Birckenbach, Hambrug; Ingeborg 
Bispinck-Weigand, Nottuln (Vorstandsmitglied der Friedensinitiative); Pfarrer Dieter Bökemeier, Detmold; Ingrid Brackmann, Bielefeld; Pfarrerin 
Magdalene Bruns, Detmold; Harald Bruster, Detmold; Peter Bürger, Düsseldorf; Prof. Dr. Andreas Buro, Grävenwiesbach; Heiner Busch, Bern; Inge de 
Caerlé, pax christi, Essen; Theo Christiansen, Hamburg; Dr. Diether Dehm, MdB; Pfarrer i.R. Werner Dierlamm, Schorndorf; Helga Dieter, Frankfurt; 
Peter Dippoldsmann, Köln; Helga u. Hans-Karl vom Dorp, Leun; Ada und Gottfried Ehmler, Christel Engler, Berlin; Hamburg; Ekke u. Hanna-E. Fetkö-
ter, Uelvesbüll; Alois Finke, Bonn; Magda Foster v. Frankenberg, verdi-Bildungsmitarbeiterin, Frankfurt; Rudi Friedrich, Connection e.V., Offenbach; 
Dr. Albert Fuchs, Meckenheim; Harald Fuchs, Köln; Brigitte Gärtner-Coulibaly, Herford; Ursula Ganßauge, Darmstadt; Wolfgang Gehrcke, MdB; 
Hermann Gendrisch, Übach-Palenberg; Corinna Genschel, Berlin; Reinhard Griep, Bonn; Prof. Dr. Marianne u. Prof. Dr. Reimer Gronemeyer, Friesen-
heim; Alexander Groß, Köln; Markus Gross, Köln; Heike Hänsel, MdB, Tübingen; Jens Haupt (Leiter Friedensdienste Ev. Kirche Kurhessen-Waldeck), 
Kassel; Dr. Jürgen Heinrichs, München; Malah Helman, Berlin; George Hepburn, Jonsdorf; Bernhard Herbeck, Pforzheim; Christian Herrgesell, Berlin; 
Dr. Maria Hettenkofer, Bad Salzuflen; Rainer van Heukelum, Bonn; Michael Hiller, Böhl-Iggelheim; Michael Hoenisch, Berlin; Inge Höger, MdB; 
Pfarrer Hubertus Janssen, Limburg; Ulla Jelpke, MdB; Dr. Matthias Jochheim, Frankfurt; Richard Kelber, Dortmund; Dr. Bruno Kern, Mainz; Gerhard 
Kern, FI Main-Taunus, Hofheim; Prof. Dr. Andreas Kleinefenn, Detmold; Pfarrerin Katharina Kleine-Vennekathe, Lemgo; Elmar Klink, Bremen; And-
reas Klinkhammer, Leichlingen; Günter Knebel, Geschäftsführer der Ev. Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerer (EAK), Bremen; Anton 
Kobel, Heidelberg; Reinhard Kober, Hamburg; Georg Koch, Stettfurt/Schweiz; Dr. Thomas König, Kigali/Ruanda; Helga Krimphove, Kiel; Pfarrer Rolf-
Joachim Krohn-Grimberghe, Lemgo; Elke Kügler, Hamburg; Heinz u. Ute Lägler, Wiesenbach; Jürgen Lang; Armin Lauven, Bonn; Sarah Lauven, Köln; 
Hans-Werner Lawrenz, Darmstadt; Hartmut Lindner, Berlin; Wolfgang Lindweiler; Volker Mergner, Frankfurt; Fritz Merkord, Blomberg-Eschenbruch; 
Friedhelm Meyer, Pfr.i.R., Düsseldorf; Rainer Missalek, Reutlingen; Franz Nadler, Offenbach; Stephan Nagel, Hamburg; Prof. Dr. Wolf-Dieter Narr, 
Berlin; Konrad Nestle, Stuttgart; Ralf Neubert, Butzbach; Eva Neukamp, Bonn; Hans Neumann, Frankfurt; Volker Nimrich, Freiburg; Bernhard Nolz, 
Aachener Friedenspreisträger, Siegen; Martin Otto, Wetzlar; Rainer  Pannen, Lemgo; Elisabeth Peltner, Köln; Klaus Pfisterer, DFG-VK Landessprecher 
Baden-Württemberg; Prof. Dr. Wolfgang Popp, Siegen; Rüdiger Pusch, Frankfurt; Lutz Reimers, Bad Salzuflen; Thomas Reuter, Brombachtal; Franz-
Roger Reinhard, Havixbeck; Prof. Dr. Dr. Horst-Eberhard Richter, Gießen; Prof. C. Dorothee Roer, Frankfurt; Dr. Ingo Roer, Frankfurt; Clemens Ronne-
feldt, Freising (Referent für Friedensfragen beim Versöhnungsbund); Prof. Dr. Roland Roth, Berlin; Paul Russmann (Ohne Rüstung Leben), Stuttgart; 
Ute Sattler, Bielefeld; Alfons Schabarum, Köln; Paul Schäfer, MdB, Köln; Michael Schmid, Gammertingen; Josef Schmitz, Bad Salzuflen; Joachim 
Schramm, Landesgeschäftsführer DFG-VK NRW, Witten; Mechthild Schreiber, München; Edeltraud u. Jochen Schwabedissen, Detmold; Christine 
Schweitzer, Hamburg; Rainer Seifert, Bonn; Dr. Georg Singe, Vechta; Martin Singe, Bonn; Prof. Dr. Gert Sommer, Marburg; Jochen Stankowski, Dres-
den; Sigrun Steinborn, Berlin; Dr. Martin Stankowski, Köln; Dr. Wilhelm Steinmüller, Berlin; Mani Stenner, Bonn; Dr. Elke Steven, Köln; Michael 
Strake, Hütschenhausen; Helga Stratmann, Köln; Martin Strobel, Berlin; Sonja Tesch, Hamburg; Hermann Theisen, Heidelberg; Peter Tobiassen, Bock-
horn; Dr. Barbara Uebel, Berlin; Bettina Uppenkamp, Hamburg; Dirk Vogelskamp, Düren; Gertrud Wagner, Detmold; Renate Wanie, Heidelberg; Katrin 
Warnatzsch, Gammertingen; Edgar Weick, Frankfurt/M.; Felix Weigel, Roth; Dr. Christian Wellmann, Hamburg; Cornelia Wentz, Bad Salzuflen; Wolf-
Dieter Wiebach, Berlin; Bernhard Willner, Herzberg; Walburga Wilms, Köln; Regine Wittram, Köln; Uli Wohland, Heidelberg; Pfarrer Bernd Wulfmei-
er, Detmold; Hans Zaunmüller, Aachen; Christian Zehnter, Bonn 
 

 

Kontakt: c/o Komitee für Grundrechte und Demokratie, 

Aquinostr. 7-11, 50670 Köln, info@grundrechtekomitee.de   www.grundrechtekomitee.de 

 

Helfen Sie bei der Verbreitung dieses Aufrufes! Unterstützen Sie die Aktion: 

Spenden-Sonderkonto: Elke Steven, Kto. 263206500, Postbank Köln, BLZ 37010050 
 
V.i.S.d.P.: Martin Singe, Bonn / Armin Lauven, Bonn 


